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Proteste der Gewerkschaften und der Zivilgesellschaft bringen Fortschritte Als die Verhandlungen um ein EU-Freihandelsabkommen mit den USA vor rund zwei Jahren begannen, liefen sie aus gewerkschaftlicher Sicht zunächst völlig in die falsche Richtung. Wie die USA wollte die EUKommission über Geheimhaltungsvorschriften und Intransparenz die Verhandlungen ohne Information und Einbezug der Öffentlichkeit führen. Auch in den EU-Mitgliedstaaten war die Haltung, Handelspolitik sei ein Expertenthema von Ministerien und Lobbyisten, weit verbreitet. Beides verhinderte eine in demokratischen Gesellschaften notwendige öffentliche Debatte. Gleichzeitig führten einzelne bekannt gewordene Pläne und damit verbundene mögliche Risiken zu großen Befürchtungen und Kritik in der Bevölkerung. Damit war der Nährboden für berechtigte und unberechtigte Ängste, ja sogar für Verschwörungstheorien, gelegt.



Information und Beteiligung der Zivilgesellschaft. Durch ihre Informationsaktivitäten und durch ihre politische Einflussnahme haben die DGB-Gewerkschaften maßgeblich dazu beigetragen, dass die EUKommission ihre Kommunikationsstrategie geändert hat. Sie informiert nun weitreichend über ihre Verhandlungsinhalte und -angebote und tauscht sich mit der Zivilgesellschaft über verschiedene Formen aus. So etwa in der „Transatlantic Trade & Investment Partnership (TTIP) Advisory Group“ der EU-Kommission. Dort sind neben weiteren Organisationen die industriAll European Trade Union und der Europäische Gewerkschaftsbund vertreten. Auch das Bundeswirtschaftsministerium hat einen Beirat eingerichtet, in dem Nichtregierungsorganisationen und Gewerkschaften den Stand der Verhandlungen intensiv diskutieren. Behindert wird eine noch bessere Information der Öffentlichkeit durch die Verhandlungsstrategie der USA. Sie deklariert ihre Verhandlungsinhalte und -angebote sämtlich für geheim und verlangt auch von der EUKommission, dass die Verhandlungsergebnisse geheim bleiben. Sicherlich kann es zielführend sein, bestimmte Gespräche während der Verhandlungen zunächst vertraulich zu führen, dennoch ist die Forderung an die Verhandlungsführung der USA zu mehr Transparenz und Information zu unterstützen. Dies wäre eine wichtige Maßnahme zur Versachlichung der Diskussion.



Transparenz über TTIP weiter erhöhen
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Es waren Gewerkschaften und Nichtregierungsorganisationen, die von Beginn an auf die Bedeutung und die möglichen Auswirkungen eines TTIP-Abkommens hingewiesen haben. Schon früh forderten sie eine



Für den weiteren gesamten Verhandlungsprozess ist ein Höchstmaß an Transparenz einzufordern. Die Öffentlichkeit ist umfassend und zum frühestmöglichen Zeitpunkt über den Verhandlungsverlauf und die konkreten Verhandlungsinhalte zu unterrichten. Die Konsultationsprozesse von EU-Kommission und Bundesregierung sind weiter auszubauen. Die Öffentlichkeit ist in die Verhandlungen durch StakeholderKonsultationen umfassend einzubeziehen. Die Ergeb-
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nisse dieser Öffentlichkeitsbeteiligung und Folgenabschätzungen sind von der EU-Kommission in die TTIP-Verhandlungen mit den USA einzubeziehen. Nur so kann einem möglichen Abkommen eine gesellschaftliche Legitimation verliehen werden.



Parlamente haben das letzte Wort Auch im Europäischen Parlament und in den nationalen Parlamenten ist das Thema angekommen und wird dort verhandelt. Das Europäische Parlament hat erreicht, dass es zeitnah und umfassend über den Stand der Verhandlungen informiert wird. Im Verlauf der weiteren Verhandlungen wird sich die IG BCE weiterhin dafür einsetzen, dass das Thema in den Parlamenten aktiv aufgegriffen und thematisiert wird. Schlussendlich werden über das Abkommen auf alle Fälle das EU-Parlament – und höchstwahrscheinlich auch die nationalen Parlamente der EU-Staaten – entscheiden. In Deutschland wird zudem noch der Bundesrat zustimmen müssen. Damit werden die möglichen Vertragsinhalte eines Vertragsentwurfs zwischen der EU und den USA mehrfach einer kritischen Prüfung unterzogen werden. In seiner Entschließung vom 9. Juli 2015 hat das EU-Parlament einen umfangreichen Katalog an Bedingungen für ein mögliches Abkommen aufgestellt. Die
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beschlossene Liste der Forderungen des Parlaments an die EU-Kommission für die weiteren Verhandlungen enthält wesentliche Forderungen der Gewerkschaften. Die Aktivitäten der Gewerkschaften für ein faires und nachhaltiges TTIP zeigen politische Wirkung. Eine große Parlamentsmehrheit unterstützt in der Entschließung die Forderungen der Gewerkschaften, die sozialen und ökologischen Standards zu erhalten bzw. ausbauen, die öffentliche Daseinsvorsorge nicht unter Privatisierungsdruck zu bringen und private Schiedsgerichte abzulehnen.



Auch die Chancen des Abkommens sehen! Mit einem ausgehandelten TTIP-Abkommen könnte die derzeit größte Freihandelszone der Welt entstehen, in der mehr als 800 Millionen Menschen leben. Aus Sicht der IG BCE böte eine solche Freihandelszone die Chance, durch die Setzung hoher einheitlicher Standards neue Impulse für einen fairen Welthandel zu setzen und durch den Abbau von Handelshemmnissen das wirtschaftliche Potenzial der beiden Wirtschaftsräume besser auszunutzen. Aus Sicht der IG BCE kann dies realisiert werden, ohne notwendige Schutzstandards zu verletzen. Ein TTIP mit hohen Standards könnte unterstützend wirken, die Rolle und Stellung der EU und ihr Wirtschafts- und Sozialmodell in der Welt zu stärken. Grundsätzlich hält die IG BCE zwar einen multilateralen Ansatz auf WTO-Ebene zur Gestaltung fairer Handelsbeziehungen für den besseren Weg. Aufgrund der Krise der multilateralen Handelspolitik hält sie jedoch auch bilaterale Handelsverträge – wie mit TTIP angestrebt – für sinnvoll, wenn es damit gelingt, faire und nachhaltige Handelsregeln zu schaffen. Die globalen Handelsbeziehungen und die internationale Arbeitsteilung werden sich im 21. Jahrhundert Seite 3
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Größte Exportländer weltweit 2014



Größte Exportländer weltweit 2014 Exporte in Milliarden US-Dollar 0
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weiter intensivieren. Die IG BCE hält es deshalb für leichtfertig, ausschließlich mögliche Risiken von TTIP zu thematisieren. Die Chancen, durch dieses Abkommen neue im internationalen Handel noch nicht vorhandene, qualitativ hochwertige Standards und Regulierungen zu etablieren, dürfen nicht außer Acht gelassen werden. Grundsätzlich hat die EU eine führende Rolle in der Entwicklung fairer und gerechter Handelspolitik einzunehmen. Die Europäische Union ist der einzige große Binnenmarkt, der über ein umfassendes politisch-soziales Integrationsmodell verfügt. Wenn sich die EU-Kommission wieder stärker auf die soziale Dimension der EU besinnt und diese als festen Bestandteil ihrer Handelspolitik berücksichtigt, könnten damit qualitativ neue Regeln für einen fairen und nachhaltigen Welthandel entwickelt werden. Dies ist auch vor dem Hintergrund von anderen derzeit in Verhandlung befindlichen Freihandelsabkommen von



Quelle: Statistisches Bundesamt
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Bedeutung. So verhandeln die USA gleichzeitig zu TTIP mit acht Ländern (Australien, Brunei, Chile, Malaysia, Neuseeland, Peru, Singapur und Vietnam) über eine Transpazifische Partnerschaft (TTP). Inzwischen haben sich Mexiko und Kanada TTP angeschlossen. Auch China verhandelt mit einer Reihe von asiatischen Ländern ein umfassendes Freihandelsabkommen, die Regional Comprehensive Economic Partnership (RCEP). Außerdem diskutieren China, Japan und Korea über ein trilaterales Freihandelsabkommen. Die IG BCE geht davon aus, dass TTIP insbesondere für die exportorientierte deutsche Volkswirtschaft Vorteile bringen kann. Für Deutschland ist die USA einer der wichtigsten Exportportländer. Der Abbau von Zöllen und nichttarifären Handelshemmnissen – sofern er nicht zu Lasten der hohen europäischen Qualitätsstandards geht – sowie gemeinsame transSeite 4
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Wichtigste Handelspartner (Exporte) für Deutschland, 2014 Exportvolumen in Milliarden Euro 0
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atlantische Standards bei Regulierungen und Zulassungen wären aus Sicht der IG BCE vernünftig. Dies betrifft etwa unterschiedliche technische Standards und Vorschriften sowie gegebenenfalls auch die Abschaffung doppelter Test-, Zulassungs- und Zertifizierungsverfahren, die tatsächlich vergleichbar sind (z.B. Größe von Rückspiegeln oder Verfahren zur Messung von Emissionen). Positiv würde es sich auswirken, wenn es durch TTIP gelingen würde, den europäischen Unternehmen einen gleichberechtigten Zugang zu öffentlichen Aufträgen in den USA zu verschaffen. Vielfach kommen europäische Unternehmen, die sich um Aufträge der öffentlichen Hand bewerben, durch sogenannte „Buy American-Bestimmungen“ nicht zum Zug.
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TTIP könnte sicherstellen, dass in öffentlichen Ausschreibungen in den USA europäische Bieter nicht mehr diskriminiert werden. Auch die angestrebte regulatorische Kooperation könnte bei gut durchdachter Gestaltung dazu beitragen, die Entwicklung neuer Regulierungen besser zu koordinieren bzw. gemeinsam zu gestalten. Das europäische Vorsorgeprinzip muss dabei ebenso unangetastet bleiben, wie demokratische Gesetzgebungsbefugnisse der Mitgliedstaaten und der EU. Somit könnte die Entwicklung gemeinsamer transatlantischer Standards unter diesen Voraussetzungen gute Rahmenbedingungen für Innovationen, beispielsweise in der Nano- und Biotechnologie, schaffen und damit die Innovationsfähigkeit der europäischen Unternehmen insgesamt steigern. Seite 5
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Deutsche Unternehmen in den USA Deutsche Unternehmen in den USA Deutscher Direktinvestitionsbestand im Ausland im Jahr 2012 In Milliarden Euro
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Bestehende Schutzniveaus sind nicht verhandelbar Für die IG BCE ist es zwingend, dass der Abbau nichttarifärer Handelshemmnisse zu keiner Absenkung des Schutzniveaus in der EU und ihrer Mitgliedstaaten im Bereich des Arbeitsschutzes, des Sozial-, Umwelt-, Klima-, Verbraucher- und Datenschutzes führt. Auch die unterschiedlichen staatlichen Sozialversicherungssysteme in den Mitgliedstaaten und die öffentliche Daseinsfürsorge können keine Verhandlungsgegenstände von TTIP-Gesprächen sein. Das Recht der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten, in diesen politischen Handlungsfeldern auch neue und weitergehende Regulierungen zu erlassen, darf aus Sicht der IG BCE nicht durch regulatorische
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Kooperation der Verhandlungspartner oder durch Investitionsschutzregelungen eingeschränkt werden.



Vorsorgeprinzip unantastbar Die EU und die USA haben zwei unterschiedliche Prinzipien im Umgang mit Risiken. In der EU gilt das Vorsorgeprinzip. Das heißt, jedes Produkt muss im Vorhinein auf mögliche Gefahren und Risiken für Mensch und Umwelt geprüft werden. Ein ungeprüftes Produkt darf normalerweise nicht in den Arbeitsprozess oder zum Konsumenten gelangen. Die USA handhaben dies anders. Hier herrscht das Risikoprinzip. Ein neues Produkt ist zunächst grundsätzlich erlaubt und wird erst verboten, wenn seine Seite 6
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Risiken wissenschaftlich bewiesen sind. Allerdings führen die haftungsrechtliche Verantwortung der Unternehmen und behördliche Aufsicht auch in den USA dazu, dass die Unternehmen ihre Produkte auf mögliche Risiken und Gefahren untersuchen, und sie in aller Regel erst in den Verkehr bringen, wenn diese ausgeschlossen sind. Für die IG BCE ist das in Europa praktizierte Vorsorgeprinzip ein Bestandteil der konstitutionellen Verfasstheit der EU und nicht verhandelbar. Eine Harmonisierung der technischen Standards, Arbeitsschutzmaßnahmen oder Verbraucher- und Umweltschutzregeln darf nur erfolgen, wenn das europäische Vorsorgeprinzip gewahrt bleibt und das jeweils am höchsten zu bewertende Schutzniveau zur Anwendung kommt. Auch hier gilt, dass geltende Rechtsvorschriften durch die EU oder ihre Mitgliedstaaten weiter verbessert werden können. Verbesserte Schutzniveaus können ein Handelshemmnis sein.



es in den USA zu einer Behinderung gewerkschaftlicher Aktivitäten. Einige US-Bundesstaaten betrachten tendenziell anti-gewerkschaftliche Gesetze als Standortvorteil und versuchen damit Investoren und Investitionen anzulocken. Das nutzen unverantwortlicher Weise auch einige deutsche Konzerne in den USA aus. Sie investieren vornehmlich in den US-Bundesstaaten, die über niedrigste Arbeitsstandards verfügen und gewerkschaftsfeindliches Verhalten akzeptieren oder gar unterstützen. Eine solche Politik (sowohl der Staaten als auch der Unternehmen) verhindert einen fairen Wettbewerb.



Ohne Arbeitnehmerrechte kein TTIP Die IG BCE ist sich bewusst, dass die Intensivierung des Handels der EU mit den Vereinigten Staaten zu einem intensiveren Wettbewerb der Unternehmen führen wird, weil Zölle und nichttarifäre Handelshemmnisse wegfallen werden. Dieser Wettbewerb darf aber nicht auf dem Rücken der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der beiden Seiten des Atlantiks ausgetragen werden. Die Anerkennung und die Durchsetzung anerkannter internationaler Standards im Arbeits- und Kollektivrecht müssen daher integrale Bestandteile eines TTIP-Abkommens sein. Die USA müssen hier in Vorleistung treten. Sie haben bislang sechs von acht grundlegenden Kernarbeitsnormen der IAO nicht ratifiziert. Dazu gehören die für Gewerkschaften unverzichtbaren Konventionen zur Vereinigungsfreiheit und zum Recht auf Kollektivverhandlungen. Dass TTIP ohne diese Kernarbeitsnormen nicht akzeptabel ist, zeigt ein Blick auf die Realität. Immer wieder kommt
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In keinem Fall dürfen die Rechte der Mitbestimmung, der Betriebsverfassung und der Tarifautonomie oder andere Schutzrechte für Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen als „nichttarifäre Handelshemmnisse“ interpretiert werden. Entsprechende nationale Gesetze oder Vorschriften eines EU-Mitgliedstaates – insbesondere hinsichtlich der Regulierung des Arbeitsmarktes oder sozialer Sicherungssysteme, der Tarifautonomie, des Streikrechts, der Mindestlöhne und der Tarifverträge – müssen in diesem Sinne von einem Abkommen unberührt bleiben. Das gilt nicht nur für die gegenwärtigen Schutzrechte, sondern auch für künftige Erweiterungen dieser Rechte. Die IG BCE kann ein TTIP-Abkommen nur mittragen, wenn Arbeitnehmerrechte verbindlich festgeschrieben und überprüfbar werden. Seite 7
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Schaffung eines Ausschusses für Arbeitnehmerrechte in TTIP Die alleinige Anerkennung und Ratifizierung der IAO-Kernarbeitsnormen in einem möglichen TTIPAbkommen reichen nicht aus. Die Praxis zeigt, dass sie oft ohne Überprüfungs- und Vollzugmechanismen nicht greifen. Die IG BCE fordert daher, im Rahmen eines TTIP-Abkommens einen festen Ausschuss der Vertragsparteien einzurichten, der die Einhaltung der Kernarbeitsnormen und der OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen in den Unternehmen überwacht und eklatante Verstöße verfolgen kann. Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter sollen ausgewogen repräsentiert sein. Entscheidungen und Berichte des Ausschusses sind der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Erste Ansätze dazu sind in neueren bestehenden Handelsverträgen der EU bereits realisiert worden. Bei Streitfällen, ob eine Verletzung der IAO-Kernarbeitsnormen oder der OECD-Guidelines vorliegt, ist ein spezifischer Streit-Beilegungsmechanismus vorzusehen. Falls Unternehmen die Entscheidung des Ausschusses ignorieren, müssen Sanktionen verbindlich möglich sein.



Investitionsschutz nur mit internationalem Handelsgericht Die IG BCE hält die Aufnahme von speziellen Investitionsschutzvorschriften und bilateralen Streitbeilegungsmechanismen im Verhältnis Investor und Staat im TTIP für verzichtbar. Sowohl die EU als die USA verfügen über hochentwickelte und demokratisch legimitierte Rechtssysteme, in der Unternehmen, egal ob in- oder ausländisch, ihre Rechte verfolgen und durchsetzen können.



Allerdings haben aktuell mehrere EU-Staaten bestehende bilaterale Investitionsschutzabkommen mit den USA. Wenn diese alten Abkommen durch neue Investitionsschutzregeln in einem TTIP abzulösen sind, müssen auf alle Fälle die alten bestehenden Investitionsschutzstandards und die intransparenten Schiedsgerichtsverfahren nach rechtstaatlichen Erfordernissen reformiert werden. Die IG BCE fordert und unterstützt daher die Einrichtung eines dauerhaften, multilateral legitimierten und rechtsstaatlichen internationalen Handelsgerichts, das mit unabhängigen, staatlich finanzierten Berufsrichtern besetzt ist, über eine Berufungsinstanz verfügt und dem Prinzip der Öffentlichkeit unterliegt. Nach Überzeugung der IG BCE gewähren sowohl die EU, ihre Mitgliedstaaten als auch die USA ihren ausländischen Investoren einen hinreichenden Rechtsschutz vor ihren nationalen Gerichten. Der Hinweis auf teilweise unzureichende nationalstaatliche Justizsysteme einzelner EU-Staaten kann nicht zum Vorwand genommen werden, auf Schiedsgerichte mit fehlender demokratischer Legitimation und mit zweifelhafter Zusammensetzung auszuweichen, die dann auf Basis unbestimmter Rechtsbegriffe zweifelhafte Klagen zulassen und Urteile mit hohen Schadenersatzansprüchen zu Gunsten von Unternehmen fällen. Dort wo Defizite im nationalen Rechtssystem vorhanden sind, müssen diese auch mit Druck der europäischen Institutionen verbessert werden. In jedem Falle muss sichergestellt werden, dass die Handlungsspielräume der EU wie auch der Mitgliedstaaten und ihrer Parlamente durch Regelungen zum Investitionsschutz nicht eingeschränkt werden. Das Recht zur Gesetzgebung und Regulierung im öffentlichen Interesse als grundlegendes Prinzip ist für die IG BCE nicht verhandelbar und muss geschützt werden. Regelungen zum Investitionsschutz können dieses Recht weder direkt noch indirekt beeinträchtigen. So muss es
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Deutsche Unternehmen in den USA



der EU und ihren Mitgliedstaaten auch in Zukunft unbenommen bleiben, Gesetze und Verordnungen, beispielsweise zur Verbesserung der Arbeits-, Sozialund Umweltschutzstandards, zu erlassen. Grundsätzlich dürfen der umfassende Gestaltungsraum und die Entscheidungsfreiheit der nationalen,



regionalen und lokalen Gebietskörperschaften für die Organisation der Daseinsvorsorge nicht durch TTIP beeinträchtigt werden. Die IG BCE lehnt einen direkten oder indirekten Druck durch TTIP zu weiterer Liberalisierung und Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen, etwa im Bereich Bildung, Gesundheit, Wasser, Energie oder Verkehr, ab.
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TTIP - IG BCE 

Bundesrat zustimmen mÃ¼ssen. Damit werden die mÃ¶glichen Vertragsinhalte eines Vertragsentwurfs zwischen der EU und den USA mehrfach einer kriti-.
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wahljahr 2013 - IG BCE 

Altersarmut wird zu einer wachsenden Gefahr in unserem Land. Das Rentenniveau sinkt nach drastischen und Ã¼berzogenen KÃ¼rzungen durch die Politik. Richtig ist: KÃ¼nftig werden weniger ErwerbstÃ¤tige fÃ¼r immer mehr Leis- tungsbezieher einzahlen. Das










 


[image: alt]





Die IG BCE-Jugendstudie 2013 - IG BCE - Bezirk Leipzig 

Wir haben uns im Rahmen unserer gewerk schaftlichen Jugendarbeit immer intensiv mit diesen Studien auseinandergesetzt und uns gefragt: Wer beteiligt sich an diesen Unter suchungen? Wer sind die Adressatinnen und. Adressaten? Unsere Erkenntnis ist, da
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ArbeitszeitgestAltung - IG BCE 

fortlaufende gemeinsame Abstimmungsprozess zwischen. Mitarbeiter, Team und Führungskraft über Arbeitsplanung und Arbeitsprozesse ist der Schlüssel zu ...
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Abschlussbericht - IG BCE 

(IG BCE) und die Hans-BÃ¶ckler-Stiftung (HBS) die Erstellung einer ... Im Auftrag der IG BCE und der Hans-BÃ¶ckler-Stiftung wurde im Mai/Juni ..... Gleich lang. 47.
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Betriebsverfassungsgesetz modernisieren - IG BCE 

03.12.2012 - Weitergehende Forderungen. Personalabbau honorieren Anleger, weil sie darin einen Effizienzgewinn sehen. VorstÃ¤nde wandeln aus diesem ...
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wahljahr 2013 - IG BCE 

GUTE POLITIK IST MESSBAR. WAHLJAHR 2013. Herausgeber: Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, Energie. Königsworther Platz 6 | D-30167 Hannover.
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Schwarzbuch Kohlepolitik - IG BCE 

25.04.2013 - Telefonzentrale 0511/ 7631-0. Durchw. 0511/7631-227. Fax. 0511/7631-738 [email protected]. Ihr Zeichen: Ihre Nachricht vom.
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Schwarzbuch Kohlepolitik - IG BCE 

25.04.2013 - SEB Hannover (BLZ 250 101 11) Konto 18 11 400 100 ... veröffentlicht, um „Verflechtungen von Politik und Kohleindustrie“ aufzuzeigen. ... alter der erneuerbaren Energien eintreten, als Filz zu diskreditieren, ist ein politisch ...
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brancheninfo - IG BCE 

Die Unternehmen der deutschen MineralÃ¶lbranche haben die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter auszubauen. MaÃŸnahmen, wie z. B. die Einrichtung.
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Abschlussbericht - IG BCE 

*Friedrich-Alexander-UniversitÃ¤t Erlangen-NÃ¼rnberg und Institut fÃ¼r Arbeitsmarkt- und ...... Entsprechend klein fÃ¤llt der Anteil derer aus, die sich als â€žvollstÃ¤ndig ...
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ArbeitszeitgestAltung - IG BCE 

BeschÃ¤ftigte â€žfrei bewegenâ€œ kÃ¶nnen, stark eingeschrÃ¤nkt. ..... Ohne Zweifel - wenn BeschÃ¤ftigte frei Ã¼ber ...... Arbeitszeit Ã¼ber Handy erreichbar ist (BAG v.
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Energiewende mit neuer Architektur - IG BCE 

21.02.2014 - Mit Günther Oettinger, immerhin der für Energiepolitik zuständige. Kommissar, sind wir in guten Gesprächen. Zu den von der EU geplanten Leitlinien für Umwelt- und Energie-Beihilfen fordern wir: • Ausbau und Förderung erneuerbarer Energie
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ArbeitszeitsouverÃ¤nitÃ¤t zurÃ¼ckgewinnen - IG BCE 

bilisierung insgesamt sowohl zu einer Zunahme von Vereinbarkeitspro- ..... den spielt dabei eine SchlÃ¼sselrolle fÃ¼r die Vereinbarkeit von Beruf und. Familie.
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TTIP 

BRICS (Brasil, Rusia, India, China y Sudáfrica), están alcanzando niveles significativos .... colectiva, libertad sindic
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Beirat, 24.4.2013, Hannover Politischer Bericht Michael ... - IG BCE 

24.04.2013 - ohne Gefahr zu laufen, die Aktien unter Wert zu verkaufen. ... Aber unser Handeln orientiert sich immer an den gleichen ... Aber verantwortliches Handeln, wie wir ..... Am selben Tag startet auch das Online-Portal, mit dem sich ...
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Den Markt der Steinkohle-Verstromung neu ordnen - IG BCE 

21.02.2014 - Gigawatt. 75 Prozent davon werden von fÃ¼nf Unternehmen bereit gestellt: STEAG, E.ON, RWE, Vattenfall und EnBW. Einige Vorteile einer ...
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TTIP - Cafèambllet 

9 mar. 2015 - diari The Guardian, John Hillary ad- .... Segons John Hillary el veritable ob- jectiu de les ...... Philli
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TTIP, CETA TiSA - TTIP Stoppen 

11.11.2014 - 1 Vgl. Fischer Lescano, Andreas; Horst, Johan (2014): Europa- und verfassungsrechtliche. Vorgaben fÃ¼r das Comprehensive Economic and ...
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TTIP, CETA TiSA - TTIP stoppen 

11.11.2014 - burg werden unter anderem in Stuttgart und Konstanz bÃ¼rgerIn- nennahe Stadtwerke aufgebaut, die sich mit erneuerbaren Ener-.
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(ISPARTIDA) BCE—31456 cesmec 

20 sept. 2012 - Marathon N 2595, Macul, Región Metropolitana — Chile. Solicitante. Nombre : LG Electronics Inc. Chile Lt










 


[image: alt]





Verkaufte Demokratie - TTIP stoppen 

Economic and Trade Agreement) an, das einen Mechanismus zur Beilegung von ..... Bergbauunternehmen dazu, einen Teil ihrer Aktien an schwarze Investoren ...
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TTIP Leaks - LobbyControl 

that standards will not be lowered by the trade agreement. ... Further tools to weaken standards: A US-insertion on â€œinternational trade and investment obliga-.
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TTIP - DIE LINKE. Hessen 

01.10.2014 - Comprehensive Economic and Trade Agreement (Kanada und EU) .... Ã–ffentlichkeit und stehen im Internet â€“ auch auf Deutsch â€“ zur VerfÃ¼gung ...
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